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Drudksache Nr. 828 


Antrag 

der Fraktion der KPD 


betr.: Gebührnisansprüdie ehemaliger deutscher 
Kriegsgefangener in Norwegen. 


Der Bundestag wolle beschließen : 

Die Bundesregierung wird beauftragt, die Gebiihrnisansprüche 
der ehemaligen deutschen Kriegsgefangenen, die im Auftrag der 
Alliier teil in Norwegen in den Jahren 1945 und 1946 zum 
Mineneinsatz verwendet worden sind, als Gebührnisgutschriften 
im Sinne des § 19 Absatz 3 des Umstellungsgesetzes zum 
Währungsgesetz anzuerkennen und demzufolge im Verhältnis 
1 : 1 aufzuwerten und an die Bezugsberechtigten zur Auszahlung 
zu bringen. 

Als Empfangsberechtigte sind die Personen anzuerkennen, deren 
Rechtsansprüche in den beim Oberfinanzpräsidenten in Ham- 
Inirg liegenden Originalunterlageii anerkannt sind. 

Bonn, den 13. April 1950 

Renner und Fraktion 


Drad^ ; Peter Meier, Buisdorf-Siefburg 
Allein-Vertrieb : Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. 1c 
ond Wiesbaden, Nietzacheatr. t 



